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TEIL A: PLANZEICHNUNG

SATZUNG DER HANSESTADT ROSTOCK
ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 11.MK.113 FÜR DAS KERNGEBIET "SILOHALBINSEL"

PLANZEICHENERKLÄRUNG
Es gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -BauNVO-)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) sowie die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 -PlanzV 90-) vom 18. Dezember 1990
(BGBl. 1991 I S. 58).

Planzeichen                                                    Erläuterung                                                      Rechtsgrundlage

I. FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG                                       (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches -BauGB-)

                              Kerngebiete                                                                                                      (§ 7 BauNVO)

TEIL B: TEXT

                              Gewerbegebiete                                                                                               (§ 8 BauNVO)

                              Gewerbegebiete über Hafenpromenade                                                        (§ 8 BauNVO)

MASZ DER BAULICHEN NUTZUNG                                                    (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

      GRZ                 Grundflächenzahl

        II                     Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, hier: zwei Vollgeschosse

       OK                  Oberkante als Höchstmaß über HN

       LH                   lichte Höhe

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN                              (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

        a abweichende Bauweise

Baulinie

      GFZ                 Geschoßflächenzahl als Höchstmaß

Baugrenze

                              Straßenverkehrsflächen

VERKEHRSFLÄCHEN                                                                                                (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

                              Straßenbegrenzungslinie

                              Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

                              Öffentliche Parkfläche

Verkehrsberuhigter Bereich

                              Fußgängerbereich

                              Hafenpromenade über Wasserfläche

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen         (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND ABWASSER-
BESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN

                              Flächen für Versorgungsanlagen                                                 (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Zweckbestimmung:

                              Elektrizität

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND
DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES                                                              (§9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

                              Wasserflächen

Zweckbestimmung:

                              Bootsliegeplätze

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASZNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASZNAHMEN ZUM
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN NATUR UND LANDSCHAFT
                                                                                                                              (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

                              Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
                              Bepflanzungen                                                        (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

                              bei schmalen Flächen

SONSTIGE PLANZEICHEN

Durchgang

                              Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschafts-
                              anlagen                                                                              (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Zweckbestimmung:

      TGa Tiefgaragen

                              Umgrenzung der Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind
                                                                                                                                    (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

        S                    Sichtfläche

                              Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
                                                                                                                                              (§ 9 Abs. 7 BauGB)

II. KENNZEICHNUNGEN

                              Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen be-
                              lastet sind                                                                                        (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

   Nummer des Baugebietes

vorhandene hochbauliche Anlagen

                              Flurstücksbezeichnung

                              vorhandene Höhe nach HN

                              vorhandene Flurstücksgrenze

VI. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN                                                                                 (§ 9 Abs. 6 BauGB)

REGELUNGEN FÜR DIE STADTERHALTUNG UND FÜR DEN DENKMALSCHUTZ

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz unterliegen
                                                                                                                                       (§ 2 Abs. 3 DSchG M-V)

MK

GE

1

B      = Bankett
G      = Grünstreifen
R      = Radfahrer

F      = Fußgänger
Kfz   = Kraftfahrzeuge

1. Art der baulichen Nutzung
           (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1      In den Kerngebieten (MK) sind Tankstellen unzulässig.

2.        Höhenlage baulicher Anlagen
           (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB)
2.1      Zum Schutz vor Hochwasser ist die Fußbodenoberkante von Aufenthaltsräumen mindestens 3,10 m
           über HN anzuordnen.

1.2      In den Kerngebieten sind Einzelhandelsbetriebe nur bis zu einer Verkaufsfläche von jeweils 750 m²
           in der Summe zulässig
1.3      In den Gewerbegebieten sind nur zulässig:

3. abweichende Bauweise
( 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1      In der abweichenden Bauweise sind Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig.

4.        Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind
           ( 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
4.1      Sichtdreiecke sind von jeder sichtbehindernden Nutzung, Bepflanzung, Einfriedung oder Aufschüt-
           tung ab einer Höhe von 0,70 m über der angrenzenden Verkehrsfläche freizuhalten.

5.        Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
           ( § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 9 Abs. 2 BauGB)
5.1      Zum Schutz des Wassers ist das Lagern und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nur dann
           zulässig, wenn durch technische Vorkehrungen sichergestellt wird, dass ein Schadstoffeintrag in die
           Unterwarnow ausgeschlossen ist. Die Oberkante der Erdgeschossfußböden von Räumen, in denen
           wassergefährdende Stoffen gelagert oder in denen mit ihnen umgegangen wird, muss mindestens
           3,10 m über HN liegen. Hiervon kann abgesehen werden, wenn die Räume sturmflutsicher ausgeführt
           werden.

7.        Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
           (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
7.1      Innerhalb der mit einem Anpflanzungsgebot festgesetzten Teile der Verkehrsflächen parallel zur
           Straße ‚Am Strande' sowie zwischen den Baugebieten GE 3 und GE 4 sind Straßenbäume in gleich-
           mäßigem Abstand von 10 m untereinander anzupflanzen. Je Planstraße ist eine Art zu verwenden.
           Die Breite des unbefestigten Baumpflanzstreifens darf entlang der Straße ‚Am Strande' 6,00 m und
           ansonsten 3,00 m nicht unterschreiten. Der Baumpflanzstreifen darf durch unterirdische Einbauten
           im Bereich der Baumgrube nicht weiter verringert werden.
7.2      Innerhalb der mit Pflanzgebot belegten Verkehrsfläche westlich der öffentlichen Parkfläche sind
           standortgerechte Bäume in gleicher Art in einem Raster von höchstens 8,00 m untereinander anzu-
           pflanzen.
7.3      Alle zu pflanzenden Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit gleichartig zu ersetzen.
           Die Pflanzen müssen den Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen entsprechen. Für die Bäume
           wird als Mindestanforderung die Qualität H, 3xv, mDb, StU 18/20 festgesetzt. Die Baumscheiben müs-
           sen eine Größe von Mindestens 9,0 m² besitzen.

8.        örtliche Bauvorschriften
           (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V)
8.1      Leuchtwerbung mit Wechsellichtschaltungen sowie Lauflichter sind unzulässig.
8.2      Dachwerbeanlagen sind nur als Firmierung für den jeweiligen Gebäudekomplex zulässig.
           Sie dürfen die Attika um nicht mehr als 2,00 m überragen. Alle sonstigen Werbeanlagen sind nur bis
           zur Höhe der Traufe (Schnittlinie Fassade-Dachhaut) zulässig. Die Länge einer Werbeanlage darf
           zwei Drittel der jeweiligen Fassadenlänge nicht überschreiten. Zu den seitlichen Gebäudekanten ist
           ein Abstand von 0,60 m einzuhalten.
8.3      Die Errichtung von Großtafelwerbung ab einer Größe von  2,60 m x 3,60 m ist nur innerhalb der über-
           baubaren Grundstücksfläche zulässig.

Hinweise

A        Die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Hansestadt Rostock (Städtischer Anzeiger Nr. 21
           v. 17.10.2001) sind einzuhalten. Bei notwendigen Baumfällungen ist ein Fällantrag beim Amt für
           Stadtgrün, Naturschutz und Landschaftspflege, als zuständige Naturschutzbehörde der Hansestadt
           Rostock, einzureichen.

B        Es gilt die Grünflächengestaltungssatzung der Hansestadt Rostock vom 09.Oktober 2001 (Städtischer
           Anzeiger Nr. 21 v. 17.10.2001).

empfohlener Straßenquerschnitt
M. 1:150

B

                              Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung                                       (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sowie Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern
                                                                                                                                    (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

M      = Mittelinsel

       GR                  Grundfläche

                              Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
                              kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes          (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

                              Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 Nr. 5.1

1.6      Innerhalb der überbaubaren Fläche der Hafenpromenade sind Nutzungen für touristische und
           maritime Zwecke zulässig.

6.        Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmis-
           sionsschutzgesetzes                                                                                       (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
6.1      Innerhalb der Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
           des Bundesimmissionsschutzgesetzes wird festgesetzt:
           Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raum-
           arten oder Raumnutzungen die in nachfolgender Tabelle aufgeführten Anforderungen der Luftschall-
           dämmung einzuhalten:

LPB V 45dB 40dB
LPB IV 40dB 35dB

Büroräume
und ähnliches

Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume
in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und ähnliches

          Lärmpegelbereich                       Mindest-Schalldämmaße R´w,res. der Außenbauteile für

           Übernachtungsräume, die Fenster ausschließlich in den LPB IV und V aufweisen, sind mit schallge-
           dämpften Lüftungseinrichtungen zu versehen.

C        Das Plangebiet liegt in einem Fernwärmevorranggebiet der Hansestadt Rostock und wird von Fern-
           wärmeleitungen berührt. Aus diesem Grunde ist gemäß „Wärmesatzung der Hansestadt Rostock"
           vom 01.07.1992 der Niedertemperaturbereich für Heizung und Warmwasser durch Fernwärme abzu-
           decken.

D        Im Bebauungsplan sind Flächen gekennzeichnet, deren Böden erheblich mit umweltgefährdeten
           Stoffen belastet sind. Bei Tiefbauarbeiten ist mit schadstoffbelastetem Bodenaushub zu rechnen.
           Tiefbaumaßnahmen haben aus diesem Grunde baubegleitend durch ein Ingenieurbüro mit Erfahrun-
           gen bei der Altlastbearbeitung zu erfolgen. Zu entsorgender Bodenaushub ist chemisch zu analy-
           sieren und entsprechend Abfallrecht zu verwerten.

III. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

LPB V

       FH                   Firsthöhe

       TH                  Traufhöhe

Fledermausquartier

E        Innerhalb der Baugebiete GE 3 und GE 4 befinden sich aktive Fledermausquartiere.  Die Fledermaus-
          quartiere sind im Bebauungsplan dargestellt. Fledermäuse unterliegen den Bestimmungen des Bundes-
          naturschutzgesetzes (BNatSchG). Sollen Quartiergebäude abgerissen werden, ist eine Befreiung von
          den Vorschriften des § 42 BNatSchG erforderlich. Der Abriss von Quartiergebäuden muss auf das
          notwendige Maß beschränkt bleiben. Notwendiger Abriss von Fledermausquartieren darf nur in den
          Wintermonaten, nach erfolgter Auskühlung, möglichst nach mehrtägiger intensiver Frostphase erfol-
          gen, um den Aufenthalt von Fledermäusen sicher auszuschließen. Abrissarbeiten sollen vorsichtig und
          unter vorheriger Aufnahme der Dachhaut bzw. Drempelbleche an den Quartierstellen erfolgen. Das
          Hinzuziehen eines Sachkundigen zur ordnungsgemäßen Bergung möglicherweise aufgefundener Tiere
          ist ratsam. Vor dem Abriss ist Quartierersatz in quartiergleicher oder -ähnlicher Ausführung nahe dem
          ursprünglichen Quartier zu schaffen. Sollten keine vorgreifenden Quartierersatzmaßnahmen geschaf-
          fen werden können, ist die Neuanlage geeigneter Quartiere in die Neuplanung von Gebäuden zu inte-
          grieren. Für die zerstörten Quartiere ist mehrfach Ersatz zu leisten. Durch bauliche Differenzierung
          sind unterschiedliche Quartiertypen anzubieten. Es sollte zu den Planungen ein sachkundiger Vertreter
          der Unteren Naturschutzbehörde bzw. des NABU hinzugezogen werden.

1.3.1   in den Gewerbegebieten GE 1 bis GE 4:
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Anlagen für sportliche Zwecke
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
- Räume und Gebäude für freie Berufe

F       Der Bebauungsplan liegt in einem kampfmittelbelasteten Gebiet, in dem bereits Kampfmittel gebor-
          gen wurden. Mit dem Vorhandensein weiterer Kampfmittel ist zu rechnen. Zur Erhöhung der Bau-
          sicherheit ist eine Sondierung des Geländes ratsam. Bei auftretenden Einzelfunden ist aus Sicher-
          heitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und
          der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche
          Ordnungsbehörde hinzuzuziehen.

Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. August 1986 (BGBl. I S. 2253),
geändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) sowie nach § 86 der
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 06. Mai 1998 (GVOBl. M-V
1998 S. 468 u. 612), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 16.12.2003 (GVOBl. M-V S. 690), wird nach Beschlussfassung durch die
Bürgerschaft der Hansestadt Rostock vom 07.09.2005 und mit Genehmigung des Ministeriums für Arbeit, Bau und Landesentwicklung
Mecklenburg-Vorpommern, folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 11.MK.113 für das Kerngebiet „Silohalbinsel", südlich der
Unterwarnow, nördlich der Straße Am Strande und westlich der Holzhalbinsel, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), erlassen:

Grenze des kommunalen Hafengebietes Stadthafen

G       Der Bebauungsplan liegt zum Teil im kommunalen Hafengebiet Stadthafen der Hansestadt Rostock.
          Das Hafengebiet ist im Bebauungsplan dargestellt. Die landseitige Hafengrenze verläuft in einem
          Abstand von 5 m parallel entlang der Kais. Die seeseitige Hafengrenze verläuft in einem Abstand
          von 30 m (an der Ostseite in einem Abstand von 20 m)  parallel zu den Kais. Die Bestimmungen der
          Hafennutzungsordnung vom 21.Februar 2000 in der Fassung der 1. Änderung vom 18. Dezember
          2001 sind zu beachten.

1.3.2   in den Gewerbegebieten GE 2 bis GE 4:
           Zusätzlich zu den Nutzungsarten unter 1.3.1: Läden bis zu einer Verkaufsfläche von 150 m², im
           Übrigen ist Einzelhandel ausgeschlossen
1.4      Im Gewerbegebiet GE 1 ist Einzelhandel unzulässig.

1.5      Ausnahmsweise können in allen Gewerbegebieten zugelassen werden:
           - Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
             die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse unter-
             geordnet sind
           - Vergnügungsstätten

nachrichtliche Übernahme                                                                                                      § 9 Abs. 6 BauGB

9.        Bodendenkmal „Altstadt"
           (§ 2  Abs. 5 DSchG M-V)
9.1      Das Plangebiet liegt innerhalb des Bodendenkmals „Altstadt". Für Bauvorhaben ist eine Genehmi-
           gung nach § 7 DSchG M-V erforderlich. Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die fachgerechte
           Bergung und Dokumentation der betroffenen Teile des Bodendenkmals „Altstadt" sichergestellt
           werden. Die Kosten für diese Maßnahme trägt der Verursacher des Eingriffs (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V;
           GVOBl. Mecklenburg-Vorpommern Nr. 1 vom 14.01.1998, S 12 ff). Über die in Aussicht genommenen
           Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für Bodendenk-
           malpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.
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                              Umgrenzung der Flächen bei deren Bebauung besondere bauliche Sicherungsmaß-
nahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind

                              hier: hochwassergefährdeter Bereich                                             (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)

H       Der gesamte Geltungsbereich dieses Bebauungsplans liegt in einem hochwassergefährdeten Bereich.
          Zum Schutz vor Hochwasser sind die baulichen Sicherungsmaßnahmen gemäß textlicher Festsetzung
          Nr. 2.1 zu realisieren.

Satzung der Hansestadt Rostock

Übersichtsplan M 1 : 20 000

über den Bebauungsplan Nr. 11.MK.113
für das Kerngebiet "Silohalbinsel"

südlich der Unterwarnow,  nördlich der Straße 'Am Strande'
und westlich der Holzhalbinsel
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